
Hierzu zwei Beilagen.

Die neuen Stenern.

Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion hat sich bei den
entscheidenden Abstimmungen über die Deckungsvorlage am
28. und 30. Juni konsequent leiten lassen von den grundsätz-
lichen und sachlichen Erwägungen, die für sie von vornherein
sowohl im Plenum wie in der Budgetkommission maßgebend
waren. Nicht um Haaresbreite ist sie davon abgewichen. Sie
hat gestimmt für die Gesetze, betreffend den einmaligen
außerordentlichen Wehrbeitrag und die Besitz-
st e u e r n, die zwar mancherlei Mängel steuertechnischer Art
aufweisen, deren Beseitigung der Fraktion nicht möglich war,
die aber doch den Anfang bilden für die von der Partei seit
dem Jahre 1871 geforderte Reichseinkommen-,
Reichsvermögens- und Erbschaftssteuer. Noch
bei der letzten Reichsfinanzreform im Jahre 1909 war nach
der Haltung der Regierung und der. Mehrheitsparteien nicht zu
hoffen, daß dieser Fortschritt so bald gemacht werden würde.
Man übersehe nicht, in welch hohem, ja geradezu entscheiden-
dem Maße die Sozialdemokratie für ihn gewirkt hat. Er be-
deutet die Durchbrechung eines Reichsfinanzsystems, das vier
Jahrzehnte hindurch sich als ein höchst ungerechtes und unheil-
volles erwiesen hat. Durch dieses System mit seinen Zöllen
und Verbrauchsabgaben wurden die Massen des arbeitenden
Volkes, die Lohnarbeiter, die kleinen und mittleren Gewerbe-
treibenden, Beamten usw. in stetig wachsendem Maße geradezu
frivol überlastet, in ihrer wirtschaftlichen und sozialen Lage, in
ihrer Lebenshaltung geschädigt zugunsten der Reichen und
Wohlhabenden.

Diese Tatsachen müssen stets fest im Auge behalten werden
bei Beurteilung der Haltung, welche die sozialdemokratische
Neichstagsfraktion hierzu eingenommen hat.

Die Fraktion hat gestimmt g e g e n das Gesetz über Aende-
rungen im F i n a n z w e s e n. In der am Montag vom Ge-
nossen Abgeordneten Haase abgegebenen fraktionellen Er-
klärung ist kurz darauf hingewiesen, daß die Ablehnung dieses
Gesetzes von unserm grundsätzlichen Standpunkt aus sich recht-
fertigt aus der Tatsache, daß das wiederholt von der Regierung
gegebene Versprechen einer Ermäßigung der Zucker-
steuer nicht erfüllt worden ist, und daß die neuen Mittel mit
dazu dienen sollen, den Kriegsschatz zu erhöhen, ^fetzt be-
läuft sich dieser völlig tote Schatz, wohlverwahrt im Turm der
Zitadelle in^Sp-andau,^ag und Nacht mit ängstlicher Sorgfalt
bewacht von Militärpostcn, auf 120 Millionen Mark
Gold. Nunmehr ist er auf 240 Millionen Mark
Gold gesteigert worden. Seine Zweckbestimmung ist, „im
Falle eines Krieges über die ersten geldlichen Schwierigkeiten
hinwegzuhelfen". Tatsächlich kann er sowohl unter politischen
wie wirtschaftlichen Gesichtspunkten nur als eine höchst bedenk-
liche Maßnahme erachtet werden. Wenn 240 Millionen in
Gold, aus welchem Metall unser ganzes Währungssystem
beruht, dem wirtschaftlichen Leben entzogen werden, so be-
deutet das nicht nur eine Schädigung dieses Lebens, son-
dern auch eine Erschütterung oder doch mindestens eine
starke Beeinträchtigung des Währungs-
systems, um deffen Beseitigung die Bimetallisten sich die
Jahrzehnte hindurch so sehr bemüht haben. Für die neuen
120 Millionen Gold, die dem Kriegsschatz zugefügt werden,
wird cs zum „Ausgleich" Papiergeld geben. Die Summe
der vom Reiche ausgegebcncn Kassenscheine —
ein schlimmes Ueberbleibsel aus der Papiergeldära der deutschen
Vielstaaterei — wird um 120 Millionen Mark erhöht, also
verdoppelt werden. Dieses Papiergeld soll den gleichen
Betrag in GoldausdemUmlauf ziehen. Das ist
allerdings ein höchst einfaches, aber auch ein recht böses Ex-
periment, das auf eine V e r s ch l e ch t e r u n g der dem Verkehr
zur Verfügung stehenden Zahlungsmittel hinausläuft:
an die Stelle vollwertiger Goldmünzen tritt Papiergeld.

Ueberdem sollen 120 Millionen Mark Silber-
geld neu geprägt und z u r ü ck g e st e l l t werden, um im Falle
eines Krieges in den Verkehr einzudringen resp, die Basis der
Notenemission der Reichsbank zu erleichtern.

Die sozialdemokratische Fraktion hat weiter gestimmt
gegen die Aenderung des Reichsstcmpel-
g e s e tz e s, weil sie sowohl weite Kreise der Arbeiterklasse wie
des Mittelstandes, Genossenschaftler usw., einer neuen un-
gerechten Belastung unterwirft.

Wir haben uns über die Gründe der zustimmenden wie der
ablehnenden Haltung der sozialvemokratischcn Fraktion im
Verlaufe der parlamentarischen Beratung der Vorlagen in
einer Reihe von Artikeln erschöpfend ausgesprochen. Jetzt
wollen wir nach der amtlichen Zusammenstellung der Beschlüsse
des Reichstages in dritter Lesung die wichtigsten beziehungs-
weise die allgemein interessierenden Bestimmungen der neuen
Steuergesetze mittcilen.

I. Der einmalige Wehrbeitrag.
Zur Deckung der einmaligen und eines Teiles der in

den ersten Jahren entstehenden dauernden Lasten oes
Hcercsvermehrungsgesetzes wird ein einmaliger außeroroent-
licher Beitrag vom Vermögen und vom Einkom-
men erhoben.

Als Vermögen im Sinne des Gesetzes gilt das geiamtc
bewegliche und unbewegliche Vermögen (GrunO-
vermögen. Barvermögen, Kapitalvermögen) nach Abzug eer
Schulden. Als Vermögen gelten nicht Möbel, Hausrat unv
gewisse andere bewegliche Gegenstände. Dem gesetzlichen be-
griff des steuerpflichtigen Vermögens unterfallen nicht: ~

a) Ansprüche an Witwen-, Waisen- und PensionSkagen,
b) Ansprüche aus einer Kranken- oder Unfallvcrsichet.iug

oder aus der Reichsversichcrung;
c) Renten und ähnliche Bezüge, die mit Rücksicht aus cm

früheres ArbcitS- oder Dienstverhältnis gewährt werden.
Die Abgabe vom Vermögen beginnt bei einem ^cr-

mögen von .♦( 10 000. Eine durchaus gerechtfertigte
rung dieser Bestimmung liegt darin, daß, wenn vaö Ein
k o m m c it des Besitzers weniger als JI 400 0 betragt,
sich die steuerfreie Vermögcnvgrenze auf J< 30 000 ergo ).
Bei einem Einkommen unter 3000 beginnt Oie
Stcucrpslicht erst für Vermögen von J(^ 50 000. ?slbi't ttt
jcvoch folgende Bestimmung zu beachten: Für die Veranlagung
des Wehrbeitragev wirv Vas Vermögen o e r E y c g a 11 > •*
zusammengerechnet, sofern sie nicht dauernd von-

dm höheren Beträgenvon

Ver-Bei einem Vermögen bis zu 50000 Mark und bei
mögen von den ersten
von den nächsten angefangenen oder vollen

10— 50 000 Mark 0,75 pZt.
50— 100 000 0,90 „
100— 300 000 1,05 „
300— 500 000 „ 1,20 „
500—1000 000 „ 1,35 „
über 1000 000 1,50 „

Tie Staffelung geht dann weiter dahin, daß der Steuersatz
sich erhöht bei Vermögen von:

Auch bei dieser Steuer sind Ermäßigungen für
kinderreiche Familien vorgesehen. Bei Vermögen von
weniger als JI 100 000 soll sich die Steuer für das dritte
undjedes weitere Kind um je 5 pZt. ermäßigen.

Als Zuwachs wird auch das durch Erbschaft erworbene
Vermögen mit Einschluß des Kindcrcrbes behandelt. Nur das
Erbe des überlebenden Gatten bleibt frei.

III. Gesellschaft-- und Versicherungs st empel.
Die erhöhte Stempelbelastung der Gcscllschaftsvcrträge ist

im wesentlichen nach den Vorschlägen des Entwurfs aitgenom-
nien worden. Es beträgt künftig der Beurkundungsstempel für
Einrichtung oder Kapitalserhöhungen 'von Aktiengesellschaften
4% pZt., von Gesellschaften mit beschränkter Haftung 3 pZt.,
bei Grundstücksgescllschasten 5 pZt.

Die Stempelbelastung der Versicherungen ist mehr-
fach reduziert worden, was natürlich ihrer Ungerechtigkeit an
sich keinen Eintrag tut So soll jetzt der Stempel auf Feuer-
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einander getrennt leben. Die Ehegatten sind, falls ihr Ver-
ulögen zusammenzurechnen ist, der Staatskasse als Gesamt-
schuldner der Abgabe verpflichtet.

Die Abgabe vom Vermögen beträgt:

Hierbei ist zu beachten, daß bei größeren Vermögen die er-
höhten Sätze nicht für den Gesamtbetrag des Vermögens, son-
dern nur für die letzte Staffel gelten.

Die Steuer vom Einkommen ist summarisch in der
Weise geregelt, daß 5 pZt. des versteuerten Vermögens als
Vermögensertrag gelten; was dann vom Einkommen
noch übrig bleibt, wird als Arbeitseinkommen behan-
delt. Die steuerfreie Untergrenze ist für Personen,
die neben ihrem Einkommen kein steuerpflichtiges Vermögen
besitzen, auf Jt 5 00 0 festgesetzt; versteuert der einzelne Ver-
mögen, so werden die durch die Subtraktion gewonnenen Ar-
beitseinkommen herangezogen, soweitsie Jt 1000 über-
st e i g e n. Also bis zu Jt 1000 Arbeitseinkommen bleiben
auch in diesem Falle frei.

Der Steuersatz beträgt bei einem Einkommen
bis zu 10 000 Mark

1 v. H. des Einkommens,
von mehr als 10 000 Mark bis zu 15 ooo Mark

1,2 v. H. des Einkomm u8,
. . „ 15 000 Mark bis zu 20 000 Mor

1,4 v. H. des Einkomn
„ „ „ 20 000 Mark bis zu 25 000 Marl

J ,6 v. H. des Einkommens,
„ „ „ 25 000 Mark bis zu 30 000 Mark

1,8 v. H. des Einkommens,
„ „ „ 30 000 Mark bis zu 35 000 Mark

2 v. H. des Einkommens,
„ „ . 35 000 Mark bis zu 40 000 Mark

2,5 v. H. des Einkommens,
„ „ „ 40 000 Mark bis zu 50 000 Mark

3 v. H. des Einkommens,
„ „ „ 50 000 Mark bis zu 60000 Mark

3,5 v. H. des Einkommens,
„ „ „ 60 000 Mark bis zu 70 000 Mark

4 v. H. des Einkommens,
„ „ „ 70000 Mark bis zu 80 000 Mark

4,5 ti. H. deS Einkommens,
. „ , 80000 Mark bis zu 100 000 Mark

5 u JQ. deS Einkommens,
„ „ , 100 000 Mark bis zu 200 000 Mark

6 v. H. des Einkommens,
„ „ „ 200 000 Mark bis zu 500 000 Mark

7 v. H. des Einkommens,
„ „ „ 500 000 Mark

8 v. H. des Einkommens.
Das Gesetz sieht besondere Ermäßigungen vor:
Gewährt der Beitragspflichtige, dessen Vermögen den Be-

trag von Jt 100 000 oder dessen Einkommen den Betrag von
Jt 10 000 nicht übersteigt, Kl ndern auf Grund gesetzlicher
Verpflichtung (§§ 1601 bis 1615 Bürgerliches Gesetzbuch)
Unterhalt, so ermäßigt sich der Beitrag für das
dritte und jedes folgende minderjährige Kind
um 5 vom Hundert feines Betrages.

Hat der Beitragspflichtige ein Vermögen von nicht mehr
als Jt 200 000 oder ein Einkommen von nicht mehr als
Jt 20 000, so ermäßigt sich der Wchrbeitrag für den dritten
und jeden weiteren Sohn, welcher feine gesetzliche
Dienstpflicht beim Heer oder der Flotte abgeleistet hat, um je
10 vom Hundert seines Betrages.

Es ist also ein besonderes Kinderprivileg in
das Wehrbeitragsgesctz ausgenommen.

II. Die Vermögenszuwachssteuer.
Steuerpflichtig ist hier der Vermögenszuwachs,

wie er sich aus der Vergleichung des Vermögensstandes eines
Steuerpflichtigen in Veranlagungszeitrüumen von je drei
Jahren ergibt. Auch hier gilt als Vermögen das gesamte
bewegliche und unbewegliche Vermögen nach Abzug der Schul-
den. Steuerfrei bleiben die Vermögensmassen bis zu
Jt 20 000 sowie die Zuwüchse bis zu Jt 10 000.

Die Steuer st asfel berücksichtigt die Höhe des Ver-
mögens und die Größe des Zuwachses, so daß also eine
doppelte Progression eintritt. Die Steuer beträgt
für den ganzen Erhcbungszeitraum von drei Jahren bei einem
Vermögenszuwachs von:


